
1. Name und Sitz

Der Verein führt den Namen: Jazzclub Weiterstadt
Sitz des Vereins ist 64331 Weiterstadt.

Der Verein ist in das Vereinsregister einzutragen und führt danach den Namen:

Jazzclub Weiterstadt e.V.

2. Vereinszweck

Der Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur im Sinne
des § 52 Abs. 2 Nr. 5 Abgabenordnung.

Dieser Zweck wird u.a. verwirklicht durch:

a) Jazz-Sessions / Jazz-Konzerte / Jazz-Workshops

b) Heranführung der Allgemeinheit an die Jazz-Musik

c) Bereicherung der Kultur- und Konzertlandschaft Weiterstadts

3. Gemeinnützigkeit

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.

Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.
Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind,
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

4. Wesen und Erwerb der Mitgliedschaft

Mitglieder des Vereins können alle natürlichen und juristischen Personen sowie
Handelsgesellschaften sein.

Die Mitgliedschaft wird digital beantragt, auf sie besteht kein Rechtsanspruch. Überden
Antrag entscheidet der Vorstand, mit dessen Entscheid die Mitgliedschaft eintritt.

Der Erwerb einer Fördermitgliedschaft ist möglich. Fördermitglieder haben in den
Mitgliederversammlungen kein Stimmrecht.

Die Übernahme von Vereinsfunktionen und Ämtern setzt die Mitgliedschaft voraus.



5. Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft erlischt:

a) durch Tod

b) durch Austritt

c) durch Vereinsausschluss

d) bei Erlöschen der juristischen Person oder der Gesellschaft

Der Austritt ist dem Vorstand digital unter Einhaltung einer Kündigungsfrist
von 3 Monaten zum Schluss des Kalenderjahres zu erklären.

6. Vereinsausschluss

Der Ausschluss erfolgt durch den Vorstand bei wichtigem Grund. Zuvor ist dem Mitglied
Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 2 Wochen zu geben. Es ist hierzu schriftlich
oder digital aufzufordern. Der Ausschluss ist dem Mitglied dann unverzüglich schriftlich
oder digital mitzuteilen.

Das Mitglied kann schriftlich oder digital Einspruch gegen den Ausschluss binnen
1 Woche einlegen. Der Einspruch ist an den Vorstand zu richten, überweichen dieser
wiederum entscheidet.

Die vorstehend benannten Aufforderungen und Mitteilungen sind an die zuletzt
bekannte Anschrift des Mitglieds zu richten.

Für den Beginn der in den Absätzen 3 bis 5 genannten Fristen ist das Datum des
Eingangs entscheidend.

7. Beiträge

Das Erheben von Mitgliedsbeiträgen sowie deren Höhe und Fälligkeit wird in der
Beitragsordnung abschließend geregelt.

8. Mitgliederversammlung

Mindestens einmal im Kalenderjahr hat eine Mitgliederversammlung stattzufinden. Sie
ist einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder 50% der Mitglieder die
Einberufung verlangen. Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden geleitet,
in dessen Abwesenheit vom 2. Vorsitzenden.

9. Einberufung der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand digital per E-Mail unter Einhaltung einer
Frist von 4 Wochen einzuberufen. Die Berufung der Versammlung muss den
Gegenstand der Beschlussfassung (Tagesordnung) bezeichnen.

Anträge für zusätzliche Tagesordnungspunkte kann jedes Mitglied digital bis spätestens
2 Wochen vor der Mitgliederversammlung einreichen.



10. Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung

Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig.

11. Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

Es wird durch Handzeichen abgestimmt.

Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit der einfachen Stimmenmehrheit
der stimmberechtigten Anwesenden.

Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung oder die Auflösung des Vereins
zum Gegenstand hat, ist eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen der
stimmberechtigten Anwesenden erforderlich.

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen.
Dieses ist vom Versammlungsleiter und vom Schriftführer zu unterzeichnen.

Minderjährige Mitglieder sind ab Vollendung des 14. Lebensjahres stimmberechtigt.

12. Vorstand
Der Vorstand des Vereins besteht aus:

- dem/der 1. Vorsitzenden

- dem/der 2. Vorsitzenden

- dem/der Schatzmeister/in

- dem/der Schriftführer/in

Er wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 4 Jahren gewählt. Der
Vorstand bleibt bis zu Neuwahlen im Amt. Wiederwahl ist zulässig.

Bei Ausscheiden eines Vorstandsmitgliedes haben die übrigen Mitgliederdas Recht,
kommissarisch eine Ersatzperson bis zur nächsten Mitgliederversammlung zu
bestellen.

Zum Ende des Geschäftsjahres ist die Kasse durch den von der Mitgliederversammlung
bestellten Kassenprüfer zu prüfen.

13. Vertretungsberechtigter Vorstand

Der Vertretungsberechtigte Vorstand besteht aus dem 1. und 2. Vorsitzenden
Jeder der Vorsitzenden ist alleine vertretungsberechtigt.



14. Beschlussfassung durch den Vorstand

Der Vorstand ist beschlussfähig bei Anwesenheit von mindestens 3 Vorstands-
mitgliedern. Darunter muss mindestens der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende
Vorsitzende sein.

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des/der Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung die Stimme
des/der stellvertretenden Vorsitzenden, den Ausschlag.

15. Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen,
Entfall steuerbegünstigter Zwecke

(1)
Im Falle der Auflösung des Vereins sind der/die Vorsitzende des Vorstands und
sein/ihr Stellvertreter gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, sofern die
Mitgliederversammlung keine anderen Personen beruft.

(2)
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Entfall steuerbegünstigter Zwecke,
fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder
eine andere steuerbegünstigte Körperschaft, zwecks Verwendung für Kunst und Kultur.

(3)
Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein
die Rechtsfähigkeit entzogen wird.


